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1. Planungsanlass  

Zur Bestandssicherung eines gewerblichen Tierhaltungsbetriebes etwa 900 m 
nördlich von Fahrenkrug, 1.200 m östlich von Wahlstedt und 840 m westlich 
der Bundesautobahn A 21 soll der der Flächennutzungsplan des Zweckverban-
des Mittelzentrum Bad Segeberg – Wahlstedt geändert werden. 

Der im Änderungsbereich ansässige gewerbliche Tierhaltungsbetrieb zur Lege-
hennenhaltung unterliegt nicht dem Privilegierungstatbestand gemäß § 35 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB.   

Mit der Änderung des Baugesetzbuches im Jahr 2013 lässt sich darüber hinaus 
die Privilegierung von Tierhaltungsbetrieben nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
nicht mehr auf gewerbliche Tierhaltungsanlagen anwenden, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer standortbezogenen oder allgemeinen Vorprüfung oder 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung unterliegen. Derartige Tierhaltungsanlagen bedürfen da-
her einer Ausweisung in einem Bebauungsplan. 

Die 33. Änderung des Flächennutzungsplans des Zweckverbandes Mittelzent-
rum Bad Segeberg – Wahlstedt soll dazu im Sinne des Entwicklungsgebotes 
nach § 8 Abs. 2 BauGB die entsprechenden planungsrechtlichen Vorausset-
zungen schaffen. 

Der Standort selbst wird im derzeit wirksamen Flächennutzungsplan als Fläche 
für die Landwirtschaft ausgewiesen. Die geplante Änderung der Darstellungen 
des Flächennutzungsplans zu Gunsten eines sonstigen Sondergebietes soll im 
Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 21 der Gemeinde Fahrenkrug für das Gebiet „Gelände des Be-
triebes Hof Spahr, Fahrenkruger Ziegelei 2-4, Sondergebiet Legehennenanlage 
Fahrenkrug“ erfolgen.  
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2. Vorgaben und Rahmenbedingungen 

2.1 Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634) 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

 Planzeichenverordnung (PlanZV 90) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

 Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 
22.01.2009, zuletzt geändert durch den Artikel 1 des Gesetztes vom 
14.06.2016 (GVOBl. S. 369) 

 Gesetz über die Landesplanung (Landesplanungsgesetz - LaplaG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Februar 1996 (GVOBl. 1998, S. 
232), zuletzt geändert durch §§ 18, 18a und 19 des Gesetzes vom 22. Mai 
2015 (GVOBl. S. 132) 

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnatur-
schutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009, BGBl. I S. 2542, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 
3434)  

 Gesetz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG) 
vom 24. Februar 2010 (GVOBl. S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 27. Mai 2016 (GVOBl. S. 162) 

 Hauptsatzung des Zweckverbandes Mittelzentrum Bad Segeberg - Wahl-
stedt in der aktuellen Fassung  

 
 

2.2  Geltungsbereich  

Der räumliche Geltungsbereich der 33. Änderung des Flächennutzungsplans 
umfasst mit einer Gesamtfläche von 15 ha Teilflächen der Flurstücke 9/1, 
19, 20, 69/2, 81, 89/7, 120/67, 144, 146, 147 der Flur 1 innerhalb der Ge-
markung Fahrenkrug. 
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2.3 Planungsbindungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 
Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusam-
menfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorga-
ben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom 
Träger der Raumordnung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichne-
rischen Festlegungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und 
Sicherung des Raums. Für gemeindliche Bauleitplanverfahren besteht eine An-
passungspflicht. 

Bei den Grundsätzen der Raumordnung handelt es sich hingegen gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 3 ROG um Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 
Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentschei-
dungen.  

Für nachgeordnete Bauleitplanverfahren besteht eine Berücksichtigungspflicht. 
Für Planungen und Maßnahmen des Zweckverbandes ergeben sich die Ziele, 
Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 
Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986), 
zuletzt geändert durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBI. I S. 1474) 

o Gesetz über die Landesplanung (Landesplanungsgesetz - LaplaG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Februar 1996 (GVOBl. 1998, S. 
232), zuletzt geändert durch §§ 18, 18a und 19 des Gesetzes vom 22. Mai 
2015 (GVOBl. S. 132) 

 Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP) vom 13. Juli 
2010 

 Regionalplan für den Planungsraum I – Schleswig-Holstein Süd vom 
5. Oktober 1998  

Als Vorgabe für die Bauleitplanung aus übergeordneten landesplanerischen 
Zielstellungen ergibt sich eine Prüfpflicht der Städte, Gemeinden und anderer 
Planungsträger, ob der Flächenbedarf für die vorgesehene siedlungsräumliche 
Nutzung innerhalb der bestehenden Siedlungsfläche abgedeckt werden kann.  

Dies beinhaltet die Prüfung von möglichen Standortalternativen im Hoheitsge-
biet. In diesem Zusammenhang muss sich der Planungsträger Klarheit über 
die qualitative und quantitative Größenordnung der Auswirkungen eines Vor-
habens verschaffen.  
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Alternativstandorte kamen für die vorliegende Planung der 33. Änderung des 
Flächennutzungsplans nicht in Frage, da die beabsichtigte Änderung der Dar-
stellungen in ein sonstiges Sondergebiet in direktem Zusammenhang mit der 
vorhandenen Nutzung eines gewerblichen Tierhaltungsbetriebes steht. Es wird 
also ein vorhandener Siedlungsbereich im Sinne eines sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden planungsrechtlich abgesichert.  

In der Gesamtkarte zum Regionalplan für den Planungsraum I – Schleswig-
Holstein Süd werden die raumordnerischen Festlegungen dargestellt. Für den 
Bereich des Vorhabenstandortes werden keine konkreten raumordnerischen 
Vorgaben getroffen. Jedoch ist der Geltungsbereich der 33. Änderung des Flä-
chennutzungsplans dem Stadt- und Umlandbereich in ländlichen Räumen zu-
zuordnen. 

Fahrenkrug ist eine Gemeinde ohne zentralörtliche Einstufung im Stadt- und 
Umlandbereich von Bad Segeberg. Die Gemeinde ist damit grundsätzlich dafür 
geeignet, eine bedarfsgerechte Flächenvorsorge für die Erweiterung ortsan-
sässiger Betriebe zu treffen. Dabei sind ökologische und landschaftliche Gege-
benheiten zu beachten. (Ziff. 2.6 Abs. 1 LEP 2010) 

Neue Bauflächen sollen nur in Form behutsamer Siedlungsabrundungen aus-
gewiesen werden. Auf eine gute Einbindung der Bauflächen in die Landschaft 
soll geachtet werden. Die Inanspruchnahme neuer Flächen soll landesweit re-
duziert werden. (Ziff. 2.7 Abs. 2, 3 LEP 2010) 

Mit der Aufstellung der Flächennutzungsplanänderung wird auf die im Außen-
bereich vorgeprägten Flächenreserven innerhalb des Betriebsgeländes eines 
Tierhaltungsbetriebes zurückgegriffen. Eine Inanspruchnahme von unbelaste-
ten Außenbereichsstandorten erfolgt somit nicht. 
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3. Entwicklungsziele der Flächennutzungsänderung  

Ziel der 33. Änderung des Flächennutzungsplans des Zweckverbandes Mittel-
zentrum Bad Segeberg - Wahlstedt ist es, durch die Ausweisung eines sonsti-
gen Sondergebietes die planungsrechtlichen Grundlagen für die Überplanung 
des Standortes in den nachgelagerten Planungsebenen zu schaffen. 

Der Änderungsbereich unterliegt einer deutlichen Vorprägung durch insgesamt 
7 Stallgebäude für die Boden-, Bio- und Freilandhaltung, die im Zusammen-
hang mit den nebengelegenen Auslaufflächen der Freilandhaltung einen gro-
ßen Teil der Betriebsfläche ausmachen.  

Weitere bauliche Anlagen wie das Betriebsleiterwohnhaus, ein Mitarbeiterhaus 
sowie Lager- und Nebengebäude überprägen den Planungsraum nachhaltig. 

Durch die täglichen Betriebsabläufe, die regelmäßige Befahrung mit landwirt-
schaftlicher Technik und eine kontinuierliche Mahd der Freiflächen innerhalb 
des Betriebsgeländes berührt das Verfahren zur Änderung des Flächennut-
zungsplans ausschließlich Flächen mit allgemeiner Bedeutung für Natur und 
Landschaft.  

Relevant für die mit der Änderung vorbereiteten Eingriffe sind Betriebs- und 
Verkehrsflächen, vorhandene Auslaufflächen der Legehennenhaltung, Acker- 
und Brachflächen. 

Die im Umfeld des Betriebsgeländes erfassten Knicks, Weiher, Fischteiche, 
Kleingewässer und auch ein Erlenbruch sind gemäß § 21 LNatSchG gesetzlich 
geschützt. 

Die für den Änderungsbereich vorliegenden Investitionsabsichten zielen auf 
die wesentliche Änderung einer bestandsgeschützten Tierhaltungsanlage ab.  

Auf der Ebene des Flächennutzungsplans ist es deshalb erforderlich, die ge-
planten Nutzungen unter Berücksichtigung der Vorgaben der der abwägungs-
direktiven des § 50 BImSchG so zu einander zu ordnen, dass einerseits die 
Sicherung des Betriebsstandortes ermöglicht und andererseits eine Beein-
trächtigung von umliegenden betriebsfremden Nutzungen ausgeschlossen 
werden kann. 

Insofern beschränken sich die Darstellungen als sonstiges Sondergebiet mit 
der Zweckbestimmung Geflügelhaltung auf das eigentliche baulich vorgeprägte 
Betriebsgelände. Die für die Legehennenhaltung notwendigen Freilaufflächen 
werden als Grünflächen dargestellt. So ist es möglich, bereits auf der Ebene 
des Flächennutzungsplans die mit der Änderung vorbereiteten Eingriffe in den 
Natur- und Landschaftsraum auf ein verträgliches Maß zu reduzieren. 
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Für den Geltungsbereich der 33. Änderung des Flächennutzungsplans ergibt 
sich folgende Flächenbilanz: 
 

Ausweisung im Flächennutzungsplan Bestand Planung 

Fläche für die Landwirtschaft 14,2 ha 0 ha 

Sonstiges Sondergebiet    0 ha 4,3 ha 

Grünfläche 0 ha 9,9 ha 

Wasserfläche 0,8 ha 0,8 ha 
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4. Auswirkungen der Flächennutzungsänderung  

Die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes entfaltet auf der Ebene des 
Flächennutzungsplans keine unmittelbaren Wirkungen auf den Natur- und 
Landschaftshaushalt. Es werden jedoch die planungsrechtlichen Grundlagen 
für die Bestandsicherung und Erweiterung eines immissionsträchtigen Vorha-
bens geschaffen. 

Die geplante Sondergebietsausweisung steht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Errichtung von baulichen Anlagen und Nebeneinrichtungen, die 
der gewerblichen Tierhaltung eines Legehennenbetriebes dienen.  

Hier besteht die Möglichkeit, die schwerpunktmäßige Ermittlung bestimmter 
Umweltauswirkungen einer nachfolgenden Planungsebene zuzuordnen (Ab-
schichtung). Eine angemessene und abschließende Konfliktbewältigung der zu 
erwartenden Immissionen ist auf der Ebene der Flächennutzungsplanung nicht 
zweckmäßig. Insbesondere eine Vertiefung der Ergebnisse beispielsweise im 
Hinblick auf die genaue räumliche Verteilung der Umweltauswirkungen kann 
durch entsprechende Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Ebenen eines 
mehrstufigen Planungssystems bis auf die Ebene des dem Bebauungsplan 
nachfolgenden Zulassungsverfahrens delegiert werden.  

Die erheblichen vorhersehbaren Umweltauswirkungen werden im Rahmen des 
im Parallelverfahren erarbeiteten vorhabenbezogenen Bebauungsplans  detail-
liert geprüft. 

Die Ergebnisse der Umweltprüfung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
werden dann nachrichtlich in den Umweltbericht zur 33. Änderung des Flä-
chennutzungsplans übernommen. 

 

Hinweis zum Bodenschutz 

Im Änderungsbereich befanden sich laut Dorfchronik fünf Ziegeleien und ab 
1903 eine daraus hervorgegangene Zementsteinfabrik. Es kann daher nicht 
ausgeschlossen werden, dass insbesondere durch die Nutzung als Ziegeleis-
tandort, durch Maschinenwartung, Beheizung der Brennöfen, Ablagerung von 
Abfällen und Verbrennungsrückständen etc. schädliche Bodenveränderungen 
hervorgerufen worden sind. 

Bei der Zementsteinfabrik könnte es sich um die im Prüfverzeichnis der Unte-
ren Bodenschutzbehörde als Kalkfabrik vom 25.07.1959 bis 15.04.1966 re-
gistrierte Firma Friedrich Harriefeld gehandelt haben. Die Herstellung von Be-
tonwaren ist nur im Zusammenhang mit einem größeren Betriebshof als alt-
lastenrelevant einzustufen. 

Jedoch weisen historische Karten nach, dass die Zementsteinfabrik nicht in-
nerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplans be-
standen hat. Auch bei den bisher innerhalb des Planungsraumes durchgeführ-
ten Baumaßnahmen hat sich ein solcher Verdacht nie bestätigt. 




